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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS 

• Gründe und Ziele des Vorschlags 

  

In der Verordnung (EU) 2020/672 des Rates („SURE-Verordnung“) ist der Rechtsrahmen für 

finanziellen Beistand der Union zugunsten von Mitgliedstaaten festgelegt, die durch den 

COVID-19-Ausbruch von einer gravierenden wirtschaftlichen Störung betroffen oder 

ernstlich bedroht sind. Die Unterstützung im Rahmen von SURE dient in erster Linie der 

Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen oder ähnlichen Maßnahmen, die auf den Schutz von 

Beschäftigten und Selbstständigen abzielen und damit Arbeitslosigkeit und 

Einkommensverluste verringern sollen, sowie ergänzend dazu der Finanzierung bestimmter 

gesundheitsbezogener Maßnahmen, insbesondere am Arbeitsplatz. 

Am 25. September 2020 hat der Rat Belgien finanziellen Beistand gewährt, um die nationalen 

Anstrengungen des Landes zur Eindämmung der Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs 

und zur Reaktion auf die sozioökonomischen Folgen des Ausbruchs für die Beschäftigten und 

die Selbstständigen zu ergänzen. 

Am 11. März 2021 hat Belgien die Union erneut um finanziellen Beistand nach der SURE-

Verordnung ersucht.  

Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der SURE-Verordnung hat die Kommission die belgischen 

Behörden konsultiert, um sicherzugehen, dass die tatsächlichen und geplanten Ausgaben 

unvermittelt und heftig angestiegen sind und dies unmittelbar auf Belgiens 

Arbeitsmarktmaßnahmen und gesundheitsbezogene Maßnahmen zurückzuführen ist, die 

aufgrund der COVID-19-Pandemie ergriffen wurden. Die erhöhten Ausgaben, für die 

zusätzlicher finanzieller Beistand beantragt wird, betreffen insbesondere eine Kombination 

aus einer neuen Maßnahme und bestehenden Maßnahmen, auf die im 

Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1342 des Rates Bezug genommen wird: 

Eine Reihe regionaler Regelungen und Regelungen der Sprachgemeinschaften zur 

Einkommensunterstützung für Selbstständige, Einpersonengesellschaften und andere Arten 

von Arbeitnehmern, die keinen Anspruch auf andere Formen der Einkommensunterstützung 

haben. Insbesondere die Ausgleichsprämien für Unternehmen und Unternehmer und eine neue 

Maßnahme zur Krisenunterstützung von Unternehmern und Einpersonengesellschaften in der 

Region Brüssel-Hauptstadt, die Verlust-, Ausgleichs- und Unterstützungsprämien (und ihre 

drei folgenden Verlängerungen) in der Region Flandern und in der Flämischsprachigen 

Gemeinschaft und die Ausgleichsprämie bei Geschäftsschließungen (und ihre zwei 

Verlängerungen) in der Region Wallonien bieten Unternehmen und Selbstständigen, die 

aufgrund der COVID-19-Pandemie ihre Geschäftstätigkeit einstellen mussten oder deren 

Umsatz erheblich zurückging, eine allgemeine einmalige und sektorspezifische 

Unterstützung. Weitere Maßnahmen (Ausgleichsprämie für zeitweise beschäftigte 

Arbeitnehmer in der Region Brüssel-Hauptstadt, Hilfen für Kindertagesstätten und 

Kulturschaffende in der Französischen Gemeinschaft, Ausbildungsaktivitäten in Wallonien) 

richten sich an Selbstständige und Arbeitnehmer, die keinen Zugang zur Regelung bei 

zeitweiliger Arbeitslosigkeit in bestimmten Branchen (Kultur- und Pflegebereich, Aus- und 

Fortbildungsbereich) haben.  

Belgien hat der Kommission die einschlägigen Informationen übermittelt.  
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Unter Berücksichtigung der ihr vorliegenden Nachweise schlägt die Kommission dem Rat 

vor, zur Unterstützung der oben genannten Maßnahmen einen Durchführungsbeschluss zu 

erlassen, mit dem Belgien im Rahmen der SURE-Verordnung finanzieller Beistand gewährt 

wird. 

• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich 

Der vorliegende Vorschlag steht gänzlich mit der Verordnung (EU) 2020/672 des Rates in 

Einklang, auf deren Grundlage er ergeht. 

Er ergänzt ein anderes Rechtsinstrument der Union zur Unterstützung der Mitgliedstaaten in 

Notfällen, nämlich die Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 des Rates vom 11. November 2002 

zur Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union (im Folgenden „Verordnung 

(EG) Nr. 2012/2002“). Dieses Instrument wurde mit der am 30. März angenommenen 

Verordnung (EU) 2020/461 des Europäischen Parlaments und des Rates geändert, um seinen 

Anwendungsbereich auf Notlagen größeren Ausmaßes im Bereich der öffentlichen 

Gesundheit auszuweiten und spezifische finanzierungsfähige Maßnahmen festzulegen.  

• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen 

Der Vorschlag ist Teil einer Reihe von Maßnahmen, die – wie die „Investitionsinitiative zur 

Bewältigung der Coronakrise“ – in Reaktion auf die COVID-19-Pandemie ergriffen wurden, 

und ergänzt andere beschäftigungsfördernde Instrumente wie den Europäischen Sozialfonds 

und den Europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI)/InvestEU. Indem zur 

Unterstützung der Mitgliedstaaten in der COVID-19-bedingten Sondersituation Anleihe- und 

Darlehenstransaktionen genutzt werden, bildet der Vorschlag eine zweite Verteidigungslinie, 

um Kurzarbeitsregelungen und ähnliche Maßnahmen zu finanzieren und so zum Erhalt von 

Arbeitsplätzen und zum Schutz der Arbeitnehmer und Selbstständigen vor Arbeitslosigkeit 

beizutragen.  

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT 

• Rechtsgrundlage 

Die Rechtsgrundlage für dieses Instrument ist die Verordnung (EU) 2020/672 des Rates.   

• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)  

Mit dem Vorschlag wird dem Antrag eines Mitgliedstaats entsprochen und europäische 

Solidarität geübt, indem einem von der COVID-19-Pandemie betroffenen Mitgliedstaat 

finanzieller Beistand der Union in Form von befristeten Darlehen geleistet wird. Dieser 

finanzielle Beistand dient als zweite Verteidigungslinie zur vorübergehenden Stützung der 

gestiegenen öffentlichen Ausgaben für Kurzarbeitsregelungen und ähnliche Maßnahmen, 

damit Arbeitsplätze erhalten und somit Arbeitnehmer und Selbstständige vor dem Risiko von 

Arbeitslosigkeit und Einkommensverlusten geschützt werden können. 

Eine solche Unterstützung wird der betroffenen Bevölkerung helfen und dazu beitragen, die 

direkten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen der aktuellen COVID-19-

Krise abzumildern.  

• Verhältnismäßigkeit 

Der Vorschlag entspricht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Er geht nicht über das zur 

Erreichung der mit dem Instrument verfolgten Ziele erforderliche Maß hinaus.  
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3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER 

INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG 

• Konsultation der Interessenträger 

Aufgrund der Dringlichkeit des Vorschlags, der zeitnah vom Rat angenommen werden muss, 

konnte keine Konsultation der Interessenträger durchgeführt werden. 

• Folgenabschätzung 

Aufgrund der Dringlichkeit des Vorschlags wurde keine Folgenabschätzung durchgeführt. 

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

Die Kommission sollte die Möglichkeit haben, an den Finanzmärkten Anleihen auszugeben 

und die aufgenommenen Mittel als Kredite an den Mitgliedstaat, der im Rahmen des SURE-

Instruments finanziellen Beistand beantragt, weiterzureichen.  

Ergänzend zu den Garantien der Mitgliedstaaten sind zur Gewährleistung der finanziellen 

Solidität der Regelung weitere Sicherungen eingebaut: 

 ein strenges, konservatives Konzept für das Finanzmanagement, 

 eine Strukturierung des Darlehensportfolios, durch die das 

Konzentrationsrisiko, das Risiko auf Jahressicht und ein übermäßiges Risiko 

gegenüber einzelnen Mitgliedstaaten begrenzt werden und durch die 

gleichzeitig sichergestellt wird, dass den Mitgliedstaaten mit dem höchsten 

Bedarf ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt werden können, und 

 Möglichkeiten für einen Roll-over. 
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2021/0091 (NLE) 

Vorschlag für einen 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DES RATES 

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/1342 zur Gewährung einer 

vorübergehenden Unterstützung gemäß der Verordnung (EU) 2020/672 für das 

Königreich Belgien mit dem Ziel, Arbeitslosigkeitsrisiken in der Notlage infolge des 

COVID‐ 19‐ Ausbruchs zu mindern 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2020/672 des Rates vom 19. Mai 2020 zur Schaffung eines 

Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von 

Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) im Anschluss an den COVID-19-Ausbruch
1
, 

insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach dem Antrag Belgiens vom 7. August 2020 gewährte der Rat am 25. September 

2020 Belgien finanziellen Beistand in Form eines Darlehens in Höhe von maximal 

7 803 380 000 EUR mit einer durchschnittlichen Laufzeit von höchstens 15 Jahren, 

um die nationalen Anstrengungen des Landes zur Eindämmung der Auswirkungen des 

COVID‐ 19-Ausbruchs und zur Reaktion auf die sozioökonomischen Folgen des 

Ausbruchs für die Beschäftigten und die Selbstständigen zu ergänzen.  

(2) Mit dem Darlehen sollten die Kurzarbeitsregelungen, ähnliche Maßnahmen und 

gesundheitsbezogene Maßnahmen Belgiens gemäß dem Durchführungsbeschluss (EU) 

2020/1342 des Rates
2
 finanziert werden.  

(3) Durch den COVID-19-Ausbruch ist ein erheblicher Teil der Erwerbsbevölkerung 

Belgiens nach wie vor dazu gezwungen, seine Arbeit ruhen zu lassen. Dies hatte einen 

weiterhin unvermittelten und heftigen Anstieg der öffentlichen Ausgaben Belgiens zur 

Folge, der auf eine neue Maßnahme, nämlich eine neue Unterstützungsregelung für 

Kleinunternehmen in der Region Brüssel-Hauptstadt, und auf weitere bestehende 

regionale Maßnahmen, von denen einige in Artikel 3 Buchstabe d Ziffern i bis iv des 

Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/1342 genannt sind, zurückzuführen ist.  

(4) Der COVID-19-Ausbruch und die von Belgien 2020 und 2021 getroffenen 

Sondermaßnahmen, mit denen der Ausbruch und dessen sozioökonomische und 

gesundheitsbezogene Folgen eingedämmt werden sollen, hatten und haben weiterhin 

dramatische Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen. In ihrer Herbstprognose 

2020 ging die Kommission für Belgien bis Ende 2020 von einem öffentlichen Defizit 

                                                 
1
 ABl. L 159 vom 20.5.2020, S. 1. 

2
 Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1342 des Rates vom 25. September 2020 zur Gewährung einer 

vorübergehenden Unterstützung gemäß der Verordnung (EU) 2020/672 für das Königreich Belgien mit 

dem Ziel, Arbeitslosigkeitsrisiken in der Notlage infolge des COVID‐ 19‐ Ausbruchs zu mindern (ABl. 

L 314 vom 29.9.2020, S. 4).  
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von 11,2 % und einem gesamtstaatlichen Schuldenstand von 117,7 % des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus. Im Jahr 2021 dürften das öffentliche Defizit und der 

gesamtstaatliche Schuldenstand Belgiens bei 7,1 % bzw. 117,8 % des BIP liegen. 

Gemäß der Zwischenprognose der Kommission vom Winter 2021 wird das BIP 

Belgiens 2021 um 3,9 % zulegen. 

(5) Am 11. März 2021 hat Belgien die Union um weiteren finanziellen Beistand im Betrag 

von 394 150 000 EUR ersucht, um die 2020 und 2021 unternommenen nationalen 

Anstrengungen des Landes zur Eindämmung der Auswirkungen des COVID-19-

Ausbruchs und zur Reaktion auf die sozioökonomischen Folgen des Ausbruchs für die 

Beschäftigten und die Selbstständigen weiter zu ergänzen. Dies betrifft insbesondere 

die in den Erwägungsgründen 6 bis 7 dargelegten Maßnahmen.  

(6) Es handelt sich um einen Antrag auf Unterstützung einer Verlängerung bestehender 

regionaler Regelungen und Regelungen der Sprachgemeinschaften zur 

Einkommensstützung nach Artikel 3 Buchstabe d Ziffern i bis iv des 

Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/1342 in der Region Brüssel-Hauptstadt, der 

Region Flandern und der Flämischsprachigen Gemeinschaft, der Region Wallonien 

und der Französischen Gemeinschaft:  

„Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale de pouvoirs spéciaux 

n° 2020/019 du 23 avril 2020/Bijzondere machtenbesluit van de Brusselse 

Hoofdstedelijke Regering nr. 2020/019 van 23 april 2020“
3
;  

„Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale de pouvoirs spéciaux 

n° 2020/030 du 28 mai 2020/Bijzondere machtenbesluit nr. 2020/030 van de 

Brusselse Hoofdstedelijke Regering van 28 mei 2020“
4
, verlängert durch „Arrêté du 

Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale du 15 octobre 2020 relatif à une 

aide aux secteurs de l'événementiel, du monde de la nuit, du tourisme et de la culture 

dans le cadre de la crise sanitaire du COVID-19/Besluit van de Brusselse 

Hoofdstedelijke Regering van 15 oktober 2020 betreffende steun aan de 

evenementen-, uitgaans-, toeristische en culturele sector in het kader van de 

gezondheidscrisis COVID-19“ und „Arrêté du Gouvernement de la Région de 

Bruxelles-Capitale du 12 novembre 2020 relatif à une aide aux entreprises débits de 

boissons et restaurants dans le cadre de la crise sanitaire du COVID-19 /Besluit van 

de Brusselse Hoofdstedelijke Regering van 12 november 2020 betreffende steun aan 

de eet- en drankgelegenhedenondernemingen in het kader van de gezondheidscrisis 

COVID-19“. Mit den beiden verlängerten Regelungen werden Selbstständigen und 

Einpersonengesellschaften in Sektoren, die aufgrund der Pandemie zur Schließung 

gezwungen waren, Ausgleichsprämien gewährt;  

                                                 
3
 „Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale de pouvoirs spéciaux n° 2020/019 du 23 

avril 2020 modifiant l’arrêté de pouvoirs spéciaux n° 2020/013 du 7 avril 2020 relatif à une aide en vue 

de l’indemnisation des entreprises affectées par les mesures d’urgence pour limiter la propagation du 

coronavirus COVID-19/Bijzondere machtenbesluit van de Brusselse Hoofdstedelijke Regering nr. 

2020/019 van 23 april 2020 tot wijziging van het bijzondere machtenbesluit nr. 2020/013 van 7 april 

2020 betreffende de steun tot vergoeding van de ondernemingen getroffen door de dringende 

maatregelen om de verspreiding van het coronavirus COVID-19 te beperken“. 
4
 „Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale de pouvoirs spéciaux n° 2020/030 du 28 

mai 2020 relatif à l’aide aux entreprises qui subissent une baisse d’activité en raison de la crise sanitaire 

du COVID-19/Bijzondere machtenbesluit nr. 2020/030 van de Brusselse Hoofdstedelijke Regering van 

28 mei 2020 betreffende de steun aan ondernemingen die een terugval van hun activiteit ondergaan als 

gevolg van de gezondheidscrisis COVID-19“. 
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„Notification de la réunion du conseil des ministres du gouvernement de la région de 

Bruxelles-Capitale du jeudi 14 mai 2020/Betekening van de vergadering van de 

Ministerraad van de Brusselse Hoofdstedelijke Regering van donderdag 14 mei 

2020“, umgesetzt durch „Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-

Capitale du 24 juillet 2020 instaurant une aide exceptionnelle pour les travailleurs 

intermittents de la culture/Besluit van de Brusselse Hoofdstedelijke Regering van 24 

juli 2020 houdende invoering van uitzonderlijke steun voor de cultuurwerkers“
5
;  

„Besluit van de Vlaamse Regering van 20 maart 2020“
6
;  

„Besluit van de Vlaamse Regering van 10 april 2020“
7
; 

„Besluit van de Vlaamse Regering van 12 juni 2020
8
 über eine 

„Unterstützungsprämie“, verlängert durch „Besluit van de Vlaamse Regering van 23 

oktober 2020“, „Besluit van de Vlaamse Regering van 7 augustus 2020“ und „Besluit 

van de Vlaamse Regering van 13 november 2020“. Im Rahmen der drei verlängerten 

Regelungen, jeweils auch als „Nieuw Vlaams Beschermingsmechanisme 1,2 bzw. 3“ 

bezeichnet, wird Unternehmen, die zwar geöffnet sind, aber einen Umsatzrückgang 

von mindestens 60 % verzeichnen, oder aufgrund von föderalen Schutz- und 

Sicherheitsmaßnahmen ihre Geschäftstätigkeit einstellen mussten, eine 

Unterstützungsprämie gewährt; 

„Arrêté du Gouvernement de la Communauté française de pouvoirs spéciaux n° 4 du 

23 avril 2020
9
“, „Arrêté du Gouvernement de la Communauté française du 7 avril 

2020“
10

; „Arrêté ministériel du 8 avril 2020 portant exécution de l’arrêté du 

Gouvernement wallon du 20 mars 2020“
11

; „Arrêté du Gouvernement wallon du 19 

juin 2020“
12

.  

                                                 
5
 „Notification de la réunion du conseil des ministres du gouvernement de la région de Bruxelles-Capitale 

du jeudi 14 mai 2020, point 25/Betekening van de vergadering van de Ministerraad van de Brusselse 

Hoofdstedelijke Regering van donderdag 14 mei 2020, punt 25“. Die Umsetzung dieser politischen 

Entscheidung in einen Rechtsakt erfolgte durch „Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-

Capitale du 24 juillet 2020 instaurant une aide exceptionnelle pour les travailleurs intermittents de la 

culture/Besluit van de Brusselse Hoofdstedelijke Regering van 24 juli 2020 houdende invoering van 

uitzonderlijke steun voor decultuurwerkers“. 
6
 „Besluit van de Vlaamse Regering van 20 maart 2020 tot toekenning van steun aan ondernemingen die 

verplicht moeten sluiten ten gevolge van de maatregelen genomen door de Nationale Veiligheidsraad 

vanaf 12 maart 2020 inzake het coronavirus“. 
7
 „Besluit van de Vlaamse Regering van 10 april 2020 tot toekenning van steun aan ondernemingen die 

een omzetdaling hebben ten gevolge van de exploitatiebeperkingen opgelegd door de maatregelen 

genomen door de Nationale Veiligheidsraad vanaf 12 maart 2020 inzake het coronavirus“. 
8
 „Besluit van de Vlaamse Regering van 12 juni 2020 tot toekenning van steun aan ondernemingen die 

een omzetdaling hebben ondanks de versoepelde coronavirusmaatregelen, tot wijziging van de artikelen 

1, 9 en 11 van het besluit van de Vlaamse Regering van 10 april 2020 tot toekenning van steun aan 

ondernemingen die een omzetdaling hebben ten gevolge van de exploitatiebeperkingen opgelegd door 

de maatregelen genomen door de Nationale Veiligheidsraad vanaf 12 maart 2020 inzake het 

coronavirus, en tot wijziging van de artikelen 1, 6, 9 en 12 van het besluit van de Vlaamse Regering van 

20 maart 2020 tot toekenning van steun aan ondernemingen die verplicht moeten sluiten ten gevolge 

van de maatregelen genomen door de Nationale Veiligheidsraad vanaf 12 maart 2020 inzake het 

coronavirus“. 
9
 „Arrêté du Gouvernement de la Communauté française de pouvoirs spéciaux n° 4 du 23 avril 2020 

relatif au soutien du secteur culturel et du cinéma dans le cadre de la crise sanitaire du COVID-19“. 
10

 „Arrêté du Gouvernement de la Communauté française du 7 avril 2020 relatif au soutien des milieux 

d’accueil dans le cadre de la crise sanitaire du COVID-19“. 
11

 „Arrêté ministériel du 8 avril 2020 portant exécution de l’arrêté du Gouvernement wallon du 20 mars 

2020 relatif à l’octroi d’indemnités compensatoires dans le cadre des mesures contre le coronavirus 
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Die vorstehenden Maßnahmen betreffen Regelungen zur Einkommensunterstützung 

für Selbstständige, Einpersonengesellschaften und andere Arten von Arbeitnehmern, 

die keinen Anspruch auf andere Formen der Einkommensunterstützung haben. 

Insbesondere die Ausgleichsprämien für Unternehmen und Unternehmer in der 

Region Brüssel-Hauptstadt, die Verlust-, Ausgleichs- und Unterstützungsprämien in 

der Region Flandern und die Ausgleichsprämie bei Geschäftsschließungen in der 

Region Wallonien bieten Unternehmen und Selbstständigen, die aufgrund der 

COVID-19-Pandemie ihre Geschäftstätigkeit einstellen mussten oder deren Umsatz 

erheblich zurückging, eine allgemeine einmalige Unterstützung.  

Wenn die Maßnahmen auf ein breiteres Spektrum von Begünstigten abzielen, 

wurden nur die Beträge für Ausgaben im Zusammenhang mit der Unterstützung von 

Selbstständigen und Einpersonengesellschaften in den Antrag aufgenommen. 

Weitere Maßnahmen (Ausgleichsprämie für zeitweise beschäftigte Arbeitnehmer in 

der Region Brüssel-Hauptstadt, Hilfen für Kindertagesstätten und Kulturschaffende 

in der Französischen Gemeinschaft, Ausbildungsaktivitäten in der Region Wallonien 

und Hilfen für Kulturschaffende und Selbstständige) richten sich an Selbstständige 

und Arbeitnehmer, die keinen Zugang zur Regelung bei zeitweiliger Arbeitslosigkeit 

in bestimmten Branchen (Kultur- und Pflegebereich, Aus- und Fortbildungsbereich) 

haben.  

(7) Zudem wird Unterstützung für eine neue Maßnahme der Region Brüssel-Hauptstadt 

beantragt. Diese betrifft „Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale 

concernant l’octroi d’une subvention de 1.625.000,00 EUR à la SA Brusoc dans le 

cadre de l’octroi de micro-crédits de trésorerie pour les indépendants et les micro-

entreprises en raison de la crise sanitaire du COVID-19/Toekenning van micro-

kaskredieten voor zelfstandigen en zko’s“. Insbesondere werden im Rahmen der 

Maßnahme Kleinstkredite an Unternehmer und Einpersonengesellschaften in der 

Region Brüssel-Hauptstadt vergeben. Nur der Teil der öffentlichen Ausgaben, der sich 

auf die erwarteten Verluste bezieht, wurde in den Antrag aufgenommen. Der für die 

Ausgaben beantragte Betrag bezieht sich nur auf die Unterstützung der 

Selbstständigen und Einpersonengesellschaften. 

 (8) Belgien erfüllt die Bedingungen des Artikels 3 der Verordnung (EU) 2020/672 für ein 

Ersuchen um finanziellen Beistand. Belgien hat der Kommission ausreichende 

Nachweise dafür vorgelegt, dass die tatsächlichen und geplanten öffentlichen 

Ausgaben aufgrund der nationalen Maßnahmen zur Eindämmung der 

sozioökonomischen Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs seit dem 1. Februar 

2020 um 10 103 933 459 EUR gestiegen sind. Hierbei handelt es sich um einen 

unvermittelten und heftigen Anstieg, da dieser sowohl auf eine neue Maßnahme als 

auch auf bestehende Maßnahmen in unmittelbarem Zusammenhang mit 

Kurzarbeitsregelungen und ähnlichen Maßnahmen zurückzuführen ist, von denen 

einige verlängert wurden, und die einen beträchtlichen Anteil der Unternehmen und 

Erwerbsbevölkerung in Belgien betreffen. Belgien beabsichtigt, 1 906 403 459 EUR 

des erhöhten Betrags der öffentlichen Ausgaben aus Eigenmitteln zu finanzieren.  

(9) Die Kommission hat Belgien konsultiert und den unvermittelten und heftigen Anstieg 

der tatsächlichen und geplanten öffentlichen Ausgaben, der unmittelbar auf 

                                                                                                                                                         
COVID-19“ und „Arrêté du Gouvernement wallon du 20 mars 2020 relatif à l’octroi d’indemnités 

compensatoires dans le cadre des mesures contre le coronavirus COVID-19“. 
12

 „Arrêté du Gouvernement wallon du 19 juin 2020 portant des dispositions diverses relatives aux 

formateurs et au subventionnement des activités de formation des centres de formation du réseau 

IFAPME“. 
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Kurzarbeitsregelungen und ähnliche Maßnahmen zurückzuführen ist, auf die im 

Ersuchen vom 11. März 2021 Bezug genommen wird, gemäß Artikel 6 der 

Verordnung (EU) 2020/672 überprüft.  

 (10) Daher sollte Belgien finanzieller Beistand gewährt werden, um das Land bei der 

Eindämmung der sozioökonomischen Auswirkungen der durch den COVID‐ 19‐
Ausbruch verursachten gravierenden wirtschaftlichen Störung zu unterstützen. Über 

Laufzeiten, Umfang und Freigabe der Tranchen und Teilbeträge sollte die 

Kommission in enger Zusammenarbeit mit den nationalen Behörden entscheiden. 

(11) Belgien und die Kommission sollten diesem Beschluss in der Darlehensvereinbarung 

gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2020/672 Rechnung tragen.  

(12) Dieser Beschluss sollte das Ergebnis etwaiger Verfahren, die möglicherweise wegen 

einer Beeinträchtigung des Funktionierens des Binnenmarkts eingeleitet werden, 

insbesondere nach Maßgabe der Artikel 107 und 108 des Vertrags, unberührt lassen. 

Er enthebt die Mitgliedstaaten keinesfalls ihrer Pflicht, etwaige staatliche Beihilfen 

gemäß Artikel 108 des Vertrags bei der Kommission anzumelden. 

(13) Belgien sollte die Kommission regelmäßig über die Ausführung der geplanten 

öffentlichen Ausgaben unterrichten, damit die Kommission beurteilen kann, inwieweit 

Belgien diese Ausgaben getätigt hat. 

(14) Bei dem Beschluss zur Leistung von finanziellem Beistand wurden der bestehende 

und der erwartete Bedarf Belgiens sowie Anträge auf finanziellen Beistand nach der 

Verordnung (EU) 2020/672, die von anderen Mitgliedstaaten bereits eingereicht 

wurden oder noch eingereicht werden, berücksichtigt, und die Grundsätze der 

Gleichbehandlung, der Solidarität, der Verhältnismäßigkeit und der Transparenz 

angewendet —  

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:  

Artikel 1 

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1342 wird wie folgt geändert:  

 

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

„(1) Die Union stellt Belgien ein Darlehen in Höhe von maximal 8 197 530 000 EUR 

zur Verfügung. Die durchschnittliche Laufzeit des Darlehens beträgt höchstens 

15 Jahre.“; 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„(4) Die erste Tranche wird vorbehaltlich des Inkrafttretens der 

Darlehensvereinbarung gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2020/672 

freigegeben. Die Freigabe weiterer Tranchen erfolgt gemäß den Bedingungen einer 

solchen Darlehensvereinbarung oder gegebenenfalls vorbehaltlich des Inkrafttretens 

eines Addendums zur Darlehensvereinbarung oder einer geänderten 

Darlehensvereinbarung zwischen Belgien und der Kommission.“ 

 

2. Artikel 3 erhält folgende Fassung:  
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„Artikel 3 

Belgien kann folgende Maßnahmen finanzieren: 

a) die Regelung bei zeitweiser Arbeitslosigkeit (‚chômage temporaire/tijdelijke 

werkloosheid‘) gemäß ‚Koninklijk besluit van 30 maart 2020 tot aanpassing 

van de procedures in het kader van tijdelijke werkloosheid omwille van het 

Covid-19-virus en tot wijziging van artikel 10 van het koninklijk besluit van 6 

mei 2019 tot wijziging van de artikelen 27, 51, 52bis, 58, 58/3 en 63 van het 

koninklijk besluit van 25 november 1991 houdende de 

werkloosheidsreglementering en tot invoeging van de artikelen 36sexies, 63bis 

en 124bis in hetzelfde besluit/Arrêté royal du 30 mars 2020 visant à adapter les 

procédures dans le cadre du chômage temporaire dû au virus Covid-19 et à 

modifier l’article 10 de l’arrêté royal du 6 mai 2019 modifiant les articles 27, 

51, 52bis, 58, 58/3 et 63 de l’arrêté royal du 25 novembre 1991 portant 

réglementation du chômage et insérant les articles 36sexies, 63bis et 124bis 

dans le même arrêté‘; 

b) das COVID-19-bezogene Ersatzeinkommen für Selbstständige (‚COVID-19-

Überbrückungsanspruch‘) gemäß ‚Loi du 23 mars 2020 modifiant la loi du 22 

décembre 2016 instaurant un droit passerelle en faveur des travailleurs 

indépendants et introduisant les mesures temporaires dans le cadre du COVID-

19 en faveur des travailleurs indépendants/Wet van 23 maart 2020 tot wijziging 

van de wet van 22 december 2016 houdende invoering van een 

overbruggingsrecht ten gunste van zelfstandigen en tot invoering van tijdelijke 

maatregelen in het kader van COVID-19 ten gunste van zelfstandigen‘; 

c) den COVID-19-Elternurlaub gemäß ‚Arrêté royal n°23 du 13 mai 2020 pris en 

exécution de l’article 5, § 1, 5°, de la loi du 27 mars 2020 accordant des 

pouvoirs au Roi afin de prendre des mesures dans la lutte contre la propagation 

du coronavirus COVID-19 (II) visant le congé parental corona/Koninklijk 

besluit nr. 23 van 13 mei 2020, tot uitvoering van artikel 5, § 1, 5°, van de wet 

van 27 maart 2020 die machtiging verleent aan de Koning om maatregelen te 

nemen in de strijd tegen de verspreiding van het coronavirus COVID-19 (II) 

houdende het corona ouderschapsverlof‘; 

d) folgende regionale Regelungen und Regelungen der Sprachgemeinschaften zur 

Einkommensunterstützung:  

i) für die Region Brüssel-Hauptstadt:  

– eine Ausgleichsprämie für Unternehmen gemäß ‚Arrêté du 

Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale de pouvoirs spéciaux 

n° 2020/019 du 23 avril 2020/Bijzondere machtenbesluit van de 

Brusselse Hoofdstedelijke Regering nr. 2020/019 van 23 april 2020‘ für 

den Teil der Ausgaben, der in Verbindung mit der Unterstützung von 

Selbstständigen und Einpersonengesellschaften steht;  

– eine Ausgleichsprämie für Unternehmer gemäß ‚Bijzondere 

machtenbesluit nr. 2020/030 van de Brusselse Hoofdstedelijke Regering 

van 28 mei 2020/Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-

Capitale de pouvoirs spéciaux n° 2020/030 du 28 mai 2020‘ für den Teil 

der Ausgaben, der in Verbindung mit der Unterstützung von 

Selbstständigen und Einpersonengesellschaften steht, verlängert durch 

‚Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale du 15 
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octobre 2020 relatif à une aide aux secteurs de l'événementiel, du monde 

de la nuit, du tourisme et de la culture dans le cadre de la crise sanitaire 

du COVID-19/Besluit van de Brusselse Hoofdstedelijke Regering van 15 

oktober 2020 betreffende steun aan de evenementen-, uitgaans-, 

toeristische en culturele sector in het kader van de gezondheidscrisis 

COVID-19‘ und verlängert durch ‚Arrêté du Gouvernement de la Région 

de Bruxelles-Capitale du 12 novembre 2020 relatif à une aide aux 

entreprises débits de boissons et restaurants dans le cadre de la crise 

sanitaire du COVID-19/ Besluit van de Brusselse Hoofdstedelijke 

Regering van 12 november 2020 betreffende steun aan de eet- en 

drankgelegenhedenondernemingen in het kader van de gezondheidscrisis 

COVID-19‘;  

– eine Ausgleichsprämie für zeitweise beschäftigte Arbeitnehmer gemäß 

‚Arrêté du Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale du 24 

juillet 2020 instaurant une aide exceptionnelle pour les travailleurs 

intermittents de la culture/Besluit van de Brusselse Hoofdstedelijke 

Regering van 24 juli 2020 houdende invoering van uitzonderlijke steun 

voor de cultuurwerkers‘; 

– eine Regelung zur Krisenunterstützung von Unternehmern und 

Einpersonengesellschaften gemäß ‚Arrêté du Gouvernement de la Région 

de Bruxelles-Capitale concernant l’octroi d’une subvention de 

1.625.000,00 EUR à la SA Brusoc dans le cadre de l’octroi de micro-

crédits de trésorerie pour les indépendants et les micro-entreprises en 

raison de la crise sanitaire du COVID-19/Toekenning van micro-

kaskredieten voor zelfstandigen en zko’s‘ für den Teil der öffentlichen 

Ausgaben in Verbindung mit den erwarteten Verlusten aus Darlehen für 

Selbständige und Einpersonengesellschaften;  

ii) für die Region Flandern und die Flämischsprachige Gemeinschaft: 

– eine Verlustprämie gemäß ‚Besluit van de Vlaamse Regering van 20 

maart 2020‘ für den Teil der Ausgaben, der in Verbindung mit der 

Unterstützung von Selbstständigen und Einpersonengesellschaften steht;  

– eine Ausgleichsprämie gemäß ‚Besluit van de Vlaamse Regering van 10 

april 2020‘ für den Teil der Ausgaben, der in Verbindung mit der 

Unterstützung von Selbstständigen und Einpersonengesellschaften steht;  

– eine Unterstützungsprämie gemäß ‚Besluit van de Vlaamse Regering van 

12 juni 2020‘ für den Teil der Ausgaben, der in Verbindung mit der 

Unterstützung von Selbstständigen und Einpersonengesellschaften steht, 

verlängert durch ‚Besluit van de Vlaamse Regering van 23 oktober 

2020‘, ‚Besluit van de Vlaamse Regering van 7 augustus 2020‘ und 

‚Besluit van de Vlaamse Regering van 13 november 2020‘ (‚Nieuw 

Vlaams Beschermingsmechanisme 1, 2, 3‘);  

iii) für die Französische Gemeinschaft:  

– Hilfen für Kulturschaffende gemäß ‚Arrêté du Gouvernement de la 

Communauté française de pouvoirs spéciaux n° 4 du 23 avril 2020‘;  

– Hilfen für Kindertagesstätten gemäß ‚Arrêté du Gouvernement de la 

Communauté française du 7 avril 2020‘ für den Teil der Ausgaben, der in 
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Verbindung mit der Unterstützung von Selbstständigen und 

Einpersonengesellschaften steht; 

iv) für die Region Wallonien:  

– eine Ausgleichsprämie bei Geschäftsschließungen gemäß ‚Arrêté 

ministériel du 8 avril 2020 portant exécution de l’arrêté du 

Gouvernement wallon du 20 mars 2020‘ für den Teil der Ausgaben, der 

in Verbindung mit der Unterstützung von Selbstständigen und 

Einpersonengesellschaften steht; 

– Ausbildungsaktivitäten gemäß ‚Arrêté du Gouvernement wallon du 19 

juin 2020‘;  

v) für die Deutschsprachige Gemeinschaft:  

– Hilfen für Kulturschaffende und Selbstständige gemäß dem ‚Corona-

Krisendekret I des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 

6. April 2020‘, Artikel 7‘ für den Teil der Ausgaben, der mit in 

Zuschüsse umgewandelten Darlehen in Verbindung steht;  

– Hilfen für in der Tourismusbranche Tätige gemäß dem ‚Corona-

Krisendekret III des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

vom 20. Juli 2020‘, Artikel 4‘ für den Teil der Ausgaben, der in 

Verbindung mit der Unterstützung von Selbstständigen und 

Einpersonengesellschaften steht;  

e) gesundheitsbezogene Maßnahmen in der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

gemäß dem ‚Corona-Krisendekret I des Parlaments der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft vom 6. April 2020‘, Artikel 7.“  

 

3. Artikel 4 erhält folgende Fassung:  

 

„Artikel 4 

(1) Belgien informiert die Kommission bis zum 30. März 2021 und anschließend 

alle sechs Monate über die Durchführung der geplanten öffentlichen Ausgaben 

so lange, bis die geplanten öffentlichen Ausgaben vollständig getätigt wurden.  

(2) Beruhen in Artikel 3 genannte Maßnahmen auf geplanten öffentlichen 

Ausgaben und waren sie Gegenstand eines Durchführungsbeschlusses zur 

Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/1342, so unterrichtet 

Belgien die Kommission innerhalb von sechs Monaten nach Erlass jenes 

Beschlusses und danach alle sechs Monate über die Ausführung der geplanten 

öffentlichen Ausgaben, bis die geplanten öffentlichen Ausgaben vollständig 

getätigt worden sind.“ 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Belgien gerichtet. 

 

Geschehen zu Brüssel am […] 

 Im Namen des Rates 

 Der Präsident 
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